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Berlin, 10. September 2009
Flüchtlingsrat Nds. e.V.

Herrn Kai Weber, Geschäftsführer

Langer Garten 23 B

31137 Hildesheim

per Email: kai.weber@nds-fluerat.org

Sehr geehrte Damen und Herren,

im Namen von Herrn Schirmbeck übersende ich Ihnen seine Antworten zu den von Ihnen eingereichten Wahlprüfsteinen zu Ihrer freundlichen Kenntnisnahme.

Mit freundlichen Grüßen

i.A. Jan-H. Klaps

Bleiberecht

Am 31.12.2009 laufen die nach der gesetzlichen Altfallregelung im Aufenthaltsgesetz vorläufig erteilten Aufenthaltserlaubnisse aus. Angesichts der gegenwärtigen Wirtschaftskrise droht damit tausenden Flüchtlingen der Rückfall in die Kettenduldung – und damit die Gefahr der Abschiebung ins Herkunftsland. Welches Konzept verfolgen Sie für diejenigen Menschen, die die hohen Voraussetzungen zur Einkommenssicherung zu diesem Zeitpunkt nicht erfüllen können? Befürworten Sie eine Verlängerung der vorläufigen Aufenthaltserlaubnisse über den 31.12.2009 hinaus, auch wenn der Lebensunterhalt nur anteilig gesichert oder wenn aufgrund der Wirtschaftskrise nur ein befristetes Arbeitsverhältnis gefunden worden ist? Wie stehen Sie zu einer Aufhebung der Stichtagsregelung  zugunsten einer Regelung, die grundsätzlich die Mindestaufenthaltsdauer der Flüchtlinge zum Hauptkriterium für eine Aufenthaltserlaubnis macht?

Die Frage der gesetzlichen Altfallregelung (§ 104a AufenthG) sollte nach der Wahl im parlamentarischen Raum erörtert werden, auch in Bezug auf Betroffene, die voraussichtlich das gesetzliche Erfordernis der überwiegenden eigenständigen Lebensunterhaltssicherung nicht erfüllen können.

1. Residenzpflicht 

Das Asylverfahrensgesetz engt die Freizügigkeit für Flüchtlinge durch die so genannte 'Residenzpflicht' erheblich ein. Verlassen Flüchtlinge den Landkreis ohne Genehmigung, droht ihnen eine Geldstrafe, ein Strafverfahren oder sogar eine Gefängnisstrafe. Dies alles kann nachteilige Folgen bei weiteren Aufenthaltsverfahren haben. Wie beurteilen Sie diesen schweren Eingriff in die persönliche Freiheit? Würden Sie für eine Änderung eintreten?

Die Aussage ist irreführend, da für anerkannte Flüchtlinge gerade keine „Residenzpflicht“ gilt, dieser unterliegen nur Asylbewerber. Nach § 56 AsylVfG ist die Aufenthaltsgestattung des Asylbewerbers räumlich auf den Bezirk der Ausländerbehörde beschränkt, in dem die für die Aufnahme des Ausländers zuständige Aufnahmeeinrichtung liegt bzw. in dem der Ausländer, der in den Fällen des § 14 Abs. 2 Satz 1 AsylVfG nicht in einer Aufnahmeeinrichtung wohnt, sich aufhält. Nach den §§ 57, 58 AsylVfG ist das vorübergehende Verlassen des Bezirks in bestimmten Fällen kraft Gesetzes erlaubt (Wahrnehmung von Terminen bei Gerichten und Behörden) oder kann durch das Bundesamt für Migration und Flüchtlinge (in Fällen der Wohnverpflichtung in einer Aufnahmeeinrichtung) bzw. durch die Ausländerbehörde (keine Wohnverpflichtung in einer Aufnahmeeinrichtung) erlaubt werden. Die Erlaubnis muss bei Vorliegen bestimmter Voraussetzungen (dringendes öffentliches Interesse, zwingende Gründe, unbillige Härte) erteilt werden.

Ziel des Gesetzgebers war es, eine gleichmäßige Verteilung der mit der Aufnahme von Asylbewerbern verbundenen Aufgaben und Belastungen für die Länder und Kommunen zu schaffen und durch die jederzeitige Erreichbarkeit der Asylantragsteller eine Beschleunigung der Verfahren zu bewirken.

Das Bundesverfassungsgericht hat in seinem Beschluss vom 10. April 1997 (2 BvL 45/92) auf Grund einer konkreten Normenkontrolle (Art. 100 Grundgesetz) die asylrechtlichen Bestimmungen und ihre Strafbewehrung in vollem Umfang für verfassungsmäßig erklärt (diese Entscheidung hat Gesetzeskraft).

Ebenso hat der Europäische Gerichtshof für Menschenrechte die räumliche Beschränkung von Asylbewerbern für zulässig erklärt (Entscheidung vom 20.11.2007, Beschwerde Nr. 44294/04).

Die Möglichkeit, den Aufenthalt von Asylbewerbern räumlich zu beschränken, ist auch europarechtlich verankert (vgl. Art. 7 der  Richtlinie 2003/9/EG vom 27. Januar 2003 zur Festlegung von Mindestnormen für die Aufnahme von Asylbewerbern). Bei den Verhandlungen über die Richtlinie waren sich die Mitgliedstaaten darin einig, dass zur effizienten Durchführung von Asylverfahren auch eine Aufenthaltsbeschränkung erforderlich sein kann.

An den bewährten gesetzlichen Regelungen soll daher festgehalten werden.

2. Sachleistungsprinzip 

Das Asylbewerberleistungsgesetz enthält einen sogenannten Sachleistungsvorrang für Leistungen an Flüchtlinge innerhalb der ersten 48 Aufenthaltsmonate. Bei Abweichung vom Sachleistungsprinzip stehen die Möglichkeiten der Leistungsgewährung in Bargeld oder in Form von Wertgutscheinen gleichrangig nebeneinander. Das Asylbewerberleistungsgesetz schreibt einen Grundbedarf für Flüchtlinge fest, der etwa 30 % unter dem gesetzlichen Existenzminimum entsprechend SGB II bzw. SGB XII liegt. Wie beurteilen Sie die gegenwärtige Praxis der Leistungsgewährung und werden Sie sich für eine Änderung dieser Praxis einsetzen? Welche Auffassung vertreten Sie grundsätzlich zu den Regelungsinhalten des Asylbewerberleistungsgesetzes? 

Die Aussage ist irreführend, da anerkannte Flüchtlinge nicht mehr dem AsylbLG unterliegen, sondern eigenen Staatsangehörigen gleichgestellt sind. Soweit Leistungsberechtigte nach dem AsylbLG von den Leistungen nach dem SGB II und SGB XII ausgeschlossen sind, liegt keine ungerechtfertigte Ungleichbehandlung vor. Denn die in § 1 Abs. 1 AsylbLG aufgeführten Personen haben kein verfestigtes Aufenthaltsrecht; es wird in der Regel nur von einem kurzen vorübergehenden Aufenthalt ausgegangen (Bundestagsdrucksache 12/4451, S. 5) und deshalb werden Leistungen zur sozialen Integration nicht gewährt. Dieses Kriterium trägt eine gruppenbezogene Differenzierung (Bundesverwaltungsgericht, Neue Zeitschrift für Verwaltungsrecht 1999, 669). Durch die Gewährung der erforderlichen Sachleistungen haben Preissteigerungen in diesem Bereich nicht die Auswirkungen auf die Deckung des notwendigen Bedarfs, wie dies bei den Leistungen nach dem SGB II oder dem SGB XII der Fall sein kann (bspw. Kosten der Unterkunft, Benzin und Heizöl). Eine Abkehr vom Sachleistungsprinzip des AsylbLG ist weder rechtlich geboten noch geplant.

3. Unterbringung 

Die meist mehrjährige Unterbringung in Gemeinschaftsunterkünften stellt einen menschenunwürdigen Umgang mit Flüchtlingen dar, der die allgemeine Handlungsfreiheit nach Art. 2 GG erheblich einschränkt. Bei der Wahl der Unterbringung von Flüchtlingen sind nach Bundesgesetz das öffentliche Interesse und die persönlichen Belange der Flüchtlinge gegeneinander abzuwägen. Wie beurteilen Sie grundsätzlich die Situation der Unterbringung von Flüchtlingen? Wie stellt sich für Sie das öffentliche Interesse bei der Unterbringung von Flüchtlingen dar? Wie stehen Sie zu der Forderung, Asylsuchenden nach der Erstaufnahme grundsätzlich eine dezentralen Unterbringung bzw. Einzelunterbringung zu ermöglichen?

Die Aussage ist insofern irreführend, als anerkannte Flüchtlinge gerade nicht mehr in Gemeinschaftsunterkünften unterzubringen sind. Die Verpflichtung, in einer Gemeinschaftsunterkunft zu wohnen, betrifft daher nur Asylbewerber. Die Bedenken gegen die Unterbringung in Gemeinschaftsunterkünften sind nicht nachvollziehbar. Soweit Kritik gegen den Zustand einzelner Gemeinschaftsunterkünfte vorgebracht sein, mag das im Einzelfall gerechtfertigt sein, führt aber nicht zur Notwendigkeit, bestehende gesetzliche Regelungen zu ändern.

4. Medizinische Versorgung 

Das Asylbewerberleistungsgesetz beschränkt die medizinische Versorgung von Asylsuchenden auf die Behandlung von „akuten Erkrankungen und Schmerzzuständen“. Zahnersatz wird nur gewährt, soweit dies aus medizinischen Gründen unaufschiebbar ist. Einen Anspruch auf eine bestmögliche Versorgung gibt es nicht. Für die Behandlung von chronischen Erkrankungen besteht abgesehen von der Schmerzbehandlung kein Leistungsanspruch. In der Vergangenheit wurden zum Beispiel notwendige Nierenoperationen verweigert, Kinder bekamen keine Hörgeräte. Diese Einschränkungen existieren für keine andere Gruppe in der Bundesrepublik Deutschland. Wie beurteilen Sie persönlich diesen ausgrenzenden Umgang mit Menschen?

Auch bei kurzem, vorübergehenden Aufenthalt ist durch die §§ 4 und 6 AsylbLG sichergestellt, dass allen Leistungsberechtigten durch die Leistungen des AsylbLG auch im Bereich der gesundheitlichen Versorgung ein menschenwürdiger Aufenthalt in der Bundesrepublik Deutschland ermöglicht wird:

•
§ 4 AsylbLG gewährt Leistungen bei Krankheit, Schwangerschaft und Geburt. Danach sind zur Behandlung akuter Erkrankungen und Schmerzzustände die erforderliche ärztliche und zahnärztliche Behandlung sowie sonstige zur Genesung, zur Besserung oder zur Linderung von Krankheiten oder Krankheitsfolgen erforderliche Leistungen zu gewähren.

•
Über diesen Leistungsumfang hinaus bestimmt § 6 AsylbLG, dass sonstige Leistungen unter bestimmten Voraussetzungen gewährt werden können. Dies kann insbesondere der Fall sein, wenn die Leistungen im Einzelfall zur Sicherung der Gesundheit oder auch zur Deckung besonderer Bedürfnisse geboten sind.

•
Die Ausführung des AsylbLG ist Sache der Länder; soweit in Einzelfällen der Verdacht besteht, dass erforderliche Leistungen bei Krankheit zu Unrecht nicht gewährt wurden, besteht die Möglichkeit der gerichtlichen Überprüfung dieser Entscheidungen. Änderungsbedarf im AsylbLG ergibt sich hieraus aber nicht.

5. Abschiebehaft

Seit 1993 gibt es in Deutschland spezielle Abschiebegefängnisse. Menschen, deren Asylantrag abgelehnt wurde, können zur Durchsetzung der Abschiebung in Abschiebehaft genommen werden. Die Abschiebehaft kann ohne strafrechtliche Verurteilung angeordnet werden und gilt nicht als Strafhaft. Trotzdem unterliegen die Inhaftierten Sonderhaftbedingungen (Keine Umschlusszeiten, eine Stunde Hofgang pro Tag etc.). Schon alleine der Verdacht, eine Person könnte sich der Abschiebung entziehen, reicht dabei für die Anordnung der Haft aus. Die Abschiebehaft kann bis zu 18 Monaten verhängt werden. Welche Position vertreten Sie zur Möglichkeit der Inhaftierung von Flüchtlingen zum Zweck der Durchsetzung einer Abschiebung? Sprechen Sie sich für die Abschaffung der Abschiebegefängnisse aus oder befürworten Sie diese Einrichtungen?

Soweit Ausländern die Flüchtlingseigenschaft zuerkannt worden ist, kommt deren Abschiebung von vornherein nicht in Betracht. Sofern Ausländer allerdings zur Ausreise verpflichtet sind, besteht die Notwendigkeit, dass die für die Durchführung aufenthaltsbeendender Maßnahmen zuständigen Länder über ein Instrumentarium verfügen, das in besonderen Fällen auch die Abschiebung ermöglicht. Hierzu gehört auch die Möglichkeit, vollziehbar ausreisepflichtige Ausländer, bei denen die freiwillige Erfüllung der Ausreisepflicht nicht gesichert ist und bei denen der begründete Verdacht besteht, dass sie sich der Abschiebung entziehen wollen, unter Beachtung des Verhältnismäßigkeitsprinzips als Ultima Ratio in Abschiebungshaft zu nehmen.

6. Menschen ohne Papiere

Mehr als eine Million Menschen leben ohne Papiere und ohne Aufenthaltsstatus in Deutschland. Sie sind aus den unterschiedlichsten Gründen nach Deutschland gekommen. Viele von ihnen sind aufgrund des restriktiven Asyl- und Ausländerrechts in die Illegalität gedrängt oder Opfer von Menschenhandel geworden. Ihnen wird der Zugang zu Bildung, medizinischer Versorgung und den sozialen Sicherungssystemen in der Regel verwehrt. Wer in der Illegalität lebenden Menschen hilft, kann sich strafbar machen. Welche Möglichkeiten sehen Sie, diese Situation zu ändern? Wie stehen Sie zu einem Gesetz zur Legalisierung von Menschen ohne Papiere?

Die Bundesregierung setzt sich dafür ein, im Bereich der Schulen eine Ausnahme von den Übermittlungspflichten nach § 87 Abs. 2 des Aufenthaltsgesetzes (AufenthG) vorzusehen. Dafür sprechen folgende Erwägungen: Kindern kann der Aufenthaltsrechtsverstoß ihrer Eltern nicht als eigenes Verschulden zugerechnet werden. Aus humanitärer Sicht und letztlich auch im eigenen gesellschaftlichen Interesse ist es zu befürworten, Kindern (und Jugendlichen bis zum 18. Lebensjahr) unabhängig vom Aufenthaltsstatus Zugang zu Bildung zu ermöglichen, um dadurch ihre zukünftige Lebensperspektive zu verbessern und geistiger sowie psychischer Verwahrlosung entgegenzuwirken („Schule statt Straße“). Dieser Erwägung kommt auch unter Aspekten der Gewährleistung der inneren Sicherheit eine besondere Bedeutung zu.

Das Recht auf medizinische Versorgung sog. „Illegaler“ ist grundsätzlich über das AsylbLG gewahrt (§ 1 Abs. 1 Nr. 5 i.V.m. §§ 4, 6). Soweit Gesundheitseinrichtungen grundsätzlich unter die Meldepflicht des § 87 Abs. 2 AufenthG fallen, ist auf die Übermittlungssperre aus § 88 Abs. 1 und 2 AufenthG zu verweisen. Informationen, die dem Arztgeheimnis unterfallen, dürfen danach nur bei Gefährdung der öffentlichen Gesundheit und in Fällen der Drogenkriminalität übermittelt werden. Bei der Leistungsabrechnung für medizinische Versorgung gilt ein sog. „verlängerter Geheimnisschutz“, d.h., die Information über das fehlende Aufenthaltsrecht darf beispielsweise auch vom Sozialamt nicht an die Ausländerbehörde weitergegeben werden.

7. Resettlement 

Der Flüchtlingsrat Baden-Württemberg und PRO ASYL fordern in einem breiten Bündnis mit Wohlfahrtsverbänden, Kirchen, Menschenrechts- und anderen Flüchtlingsorganisationen ein jährliches Resettlementprogramm, ein Aufnahmeprogramm für schutzbedürftige Flüchtlinge in Deutschland. Werden Sie ein derartiges Programm im Rahmen Ihrer Politik unterstützen? Welche qualitativen und quantitativen Eckpunkte stellen Sie sich für ein Resettlement-Aufnahmeprogramm vor? 

In Deutschland erfolgen humanitäre Aufnahmen als ad-hoc Entscheidungen zugunsten bestimmter Personen oder Gruppen. Dabei besteht eine Tradition umfangreicher Aufnahmen schutzbedürftiger Personen aus Krisenregionen, wie auch die deutsche Initiative zur Aufnahme irakischer Flüchtlinge in der EU zeigt: Von den 10.000 aufzunehmenden Flüchtlingen nimmt DE 2.500 Personen auf (zuvor z.B. die Aufnahme von ca. 30.000 Vietnam. Bootsflüchtlingen, 3.000 albanischen Botschaftsflüchtlingen, ca. 350.000 bosnischen Bürgerkriegsflüchtlingen und 15.000 Kosovaren). Daher macht es keinen erheblichen qualitativen Unterschied, ob humanitäre Aufnahmen im Rahmen von sog. Resettlement-Programmen oder „ad hoc“ erfolgen. Die Bundesregierung wird sich in Abstimmung mit den Ländern mit der Frage eines Resettlement-Programms befassen, wenn der Vorschlag der KOM für ein EU-Resettlement-Programm vorliegt. 

8. Flüchtlings- und Migrationspolitik

Welche eigenen Schwerpunkte wollen Sie in der kommenden Legislaturperiode im Bereich der Flüchtlings- und Migrationspolitik setzen? In welchem Bereich sehen Sie Handlungsbedarf? Für welche Änderungen der bundesgesetzlichen Regelungen im Bereich des Asyl- und Ausländerrechtes werden Sie sich einsetzen?

Deutschland ist Integrationsland. Die Integration der Menschen mit Migrationshintergrund ist für Deutschland eine Schlüsselaufgabe. Die von uns durchgesetzte Begrenzung und Steuerung der Zuwanderung hat einen Konsens über Integration in Deutschland möglich gemacht. Wir können dabei auf eine lange Tradition erfolgreicher Integration zurückblicken. Die meisten Menschen, die aus anderen Ländern nach Deutschland gekommen sind, wünschen sich eine gute Integration und tragen erheblich zum Wohlstand unseres Landes bei.

Deutschland ist ein weltoffenes und tolerantes Land. Wir wollen, dass unser Zusammenleben von Respekt, gegenseitigem Vertrauen, Zusammengehörigkeitsgefühl und gemeinsamer Verantwortung geprägt ist. Unser Grundgesetz und unsere gemeinsamen Werte sind von jedem zu achten. Erfolgreiche Integration bedeutet für uns: Identifikation mit unserem Land, gleichberechtigte Teilhabe und Verantwortung. Sie kann nur mit der nötigen Anpassungsbereitschaft

der Zuwanderer und der Aufnahmebereitschaft der Einheimischen gelingen; sie braucht das Zusammenwirken aller. Ein erfolgreicher Integrationsprozess

enthält die Chance, kulturelle und soziale Vielfalt konstruktiv zu nutzen. Zugleich

trägt er dazu bei, für die Erfordernisse der globalisierten Welt besser aufgestellt

zu sein. Kulturellen und religiösen Konflikten wollen wir vorbeugen. Die beste

Integration ist gesellschaftliche Teilhabe aller. Sie stärkt die innere Einheit und den

Zusammenhalt unserer Gesellschaft.

Gute Deutschkenntnisse sind Grundvoraussetzung für Bildung und Ausbildung, für Integration in den Beruf, für Mitwirkung und sozialen Aufstieg. Die Integrationskurse haben sich zum wichtigsten Instrument der Sprachförderung entwickelt. Durch stärkeres Fördern und Fordern wollen wir die erfolgreiche Teilnahme weiter erhöhen. Bis 2010 sollen alle Kinder, die eingeschult werden, Deutsch sprechen können. Um ihrer Erziehungsverantwortung jederzeit nachkommen zu können, sind Migranteneltern gefordert, Deutsch zu lernen. Sie tragen Verantwortung dafür, dass ihre Kinder Deutsch lernen sowie für deren kontinuierliche Förderung und Entwicklung. Der frühe Kontakt zu Kindern mit deutscher Muttersprache ist für den Spracherwerb von Migrantenkindern von großer Bedeutung.

Wir wollen die Integrationskraft von Kindergärten und Schulen verstärken. Eine

frühe Förderung hilft insbesondere auch Zuwandererfamilien. Um dem Einzelnen

und seinen Begabungen gerecht zu werden, brauchen Schulen mit vielen Schülerinnen und Schülern aus bildungsfernen Familien mehr Lehrerinnen und Lehrer, darunter auch solche mit Migrationserfahrung. Wir stehen zum bedarfsgerechten Ausbau von Ganztagsschulangeboten. Unser Ziel ist, die Zahl der Schulabbrecher bis 2012 zu halbieren und das Bildungsniveauder Migrantenkinder an das Bildungsniveau der einheimischen Kinder anzugleichen.

Die Mitarbeit in Vereinen bietet besondere Chancen zur Integration. Das wollen

wir nutzen und fördern. Das Engagement vermittelt die positive Erfahrung

der gesellschaftlichen Anerkennung.

Unter dem Motto „Muslime in Deutschland – Deutsche Muslime“ wurde im Jahr 2006 die Deutsche Islam Konferenz ins Leben gerufen. Sie ist die Plattform für einen

dauerhaft angelegten Dialog zwischen Staat und Muslimen in unserem Land. Wir

wollen diesen erfolgreichen Dialog fortsetzen, der auch die Differenzen zwischen den

Partnern nicht ausklammert und bereits einen wertvollen Beitrag zum besseren gegenseitigen Verständnis geleistet hat. 

Wir wollen das neu entwickelte Instrument der Fortschrittsberichte zur Integration nach verbindlichen Maßstäben konsequent einsetzen und aus den Ergebnissen

jeweils zügig die notwendigen Schlussfolgerungen ziehen. Der „Nationale Integrationsplan“ hat Schluss gemacht mit der als Liberalität missverstandenen

Gleichgültigkeit gegenüber entstehenden Parallelgesellschaften und

vermeidbaren Konflikten.

Die EU-Mitgliedstaaten müssen auch künftig die Zuständigkeit behalten, über

Zuwanderung in nationaler Verantwortung entscheiden zu können. Die Bestrebungen

der EU, das Asylrecht EU-weit weitestgehend einheitlich zu regeln,

würden zu einer Aufweichung des deutschen Asylkompromisses führen. Wir

lehnen sie deshalb ab.

Der Wille zur Einbürgerung ist das aktive Bekenntnis zu unserem Land und das Bekenntnis zu den Werten unseres Grundgesetzes. Die Annahme unserer Staatsbürgerschaft ist – verbunden mit der Aufgabe der bisherigen Staatsangehörigkeit

– ein starkes Zeichen der Zugehörigkeit zu unserem Land und zur

wechselseitigen Verantwortung seiner Bürger. Sie bringt die vollen staatsbürgerlichen Rechte und Pflichten. Sie kann Integration nicht ersetzen und ist kein Mittel, sondern stärkster Ausdruck einer erfolgreichen Integration. Ein generelles kommunales Wahlrecht für Ausländer lehnen wir ab, denn es eröffnet keine volle Partizipation als Bürgerin oder Bürger. Stattdessen werben wir dafür, dass Ausländer, die schon über Jahre in Deutschland leben, arbeiten und gut integriert sind, die Möglichkeit nutzen, unsere Staatsbürgerschaft anzunehmen. Eine Voraussetzung für die Einbürgerung sind ausreichende deutsche Sprachkenntnisse. Mit CDU und CSU

wird es keine Aufweichung der im Jahr 2007 gesetzlich verankerten Sprachanforderungen geben.

In den nächsten zehn Jahren werden rund 300 000 junge Erwachsene entscheiden,

ob sie die deutsche Staatsangehörigkeit oder die Staatsangehörigkeit

ihrer Eltern behalten. Wir wollen sie dafür gewinnen, ihre deutsche Staatsangehörigkeit zu behalten und Ja zu sagen zu unserem Land. Eine generelle Hinnahme doppelter Staatsbürgerschaften lehnen wir dabei ab. Um festzustellen, ob sich das Optionsmodell bewährt, wollen wir Erfahrungen in der praktischen Anwendung des Optionsrechts sammeln und auswerten. Soweit rechtliche und praktische Schwierigkeiten bei der Umsetzung dieses Modells erkennbar werden, wollen wir diese beheben.

Bislang ist Deutschland viel zu wenig Zielland für die besten Köpfe der Welt.

Wir wollen daher die Attraktivität Deutschlands für Hochqualifizierte aus Deutschland und der Welt steigern. Unzureichend genutzte Potenziale der nach

Deutschland Zugewanderten und der Aussiedler wollen wir besser ausschöpfen.

Wir wollen die Anerkennung der im Ausland erworbenen beruflichen Qualifikationen

verbessern und dafür eine zentrale Anlaufstelle einrichten. Gleichzeitig

setzen wir alles daran, das heimische Potenzial an Qualifikationen und Fachkräften

zu nutzen.

Wir wollen die Teilnahme von zugewanderten Frauen und Mädchen aus allen

Kulturkreisen am öffentlichen und gesellschaftlichen Leben fördern. Dafür

brauchen wir eine Bildungs- und Ausbildungsoffensive für Migrantinnen. Auch

auf die Aufklärung über Menschenrechte, Bürgerrechte und Sozialrechte

und auf die Sensibilisierung für die Gleichberechtigung von Frauen und

Männern muss großes Augenmerk gelegt werden. Frauen mit Migrationshintergrund spielen für die Integration von Zuwandererfamilien eine zentrale Rolle. Daher stehen wir Frauen im Integrationsprozess zur Seite und stärken Zuwanderinnen, die sich in einer Notsituation befinden. Mädchen und junge Frauen

müssen an allen Angeboten des schulischen Lebens teilnehmen können. Wir

wollen ihre Bildungsmöglichkeiten verbessern, damit sie gleichberechtigt am

gesellschaftlichen Leben unseres Landes teilhaben können.

Wir wollen die Erwerbsquote der Frauen mit Migrationshintergrund erhöhen.

Sprachangebote wurden bereits in den Integrationskursen speziell für Frauen

zugeschnitten und durch eine Kinderbetreuung zugänglicher gemacht. Die fast

600 000 Migrantenunternehmerinnen und -unternehmer leisten heute einen

großen Beitrag für die deutsche Volkswirtschaft. Sie haben eine Vorbildfunktion.

Durch gezielte Beratung und Qualifizierung wollen wir bestehende Migrantenunternehmen stärken und neue Existenzgründer gewinnen.

Zwangsverheiratung ist eine Verletzung unseres freiheitlich-demokratischen

Werteverständnisses und eine eklatante Menschenrechtsverletzung. Im Kampf

gegen Zwangsehen werden wir einen eigenständigen Straftatbestand für

Zwangsheirat einführen. Die sexuelle Ausbeutung von Opfern von Menschenhandel und Zwangsprostitution muss unter Strafe gestellt werden.

E-Mail Berlin: georg.schirmbeck@bundestag.de
E-Mail Wahlkreis: georg.schirmbeck@wk.bundestag.de
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